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Die Sozialpolitik ist ein Politikfeld, in dem die 

 Europäische Union erst spät in der Geschichte 

 ihres Integrationsprozesses tätig wurde. Bis heute 

blieb sie jedoch ein stiefmütterlich behandeltes 

Kind der Vertiefung. Lange Zeit stand die europä-

ische Einigung im Zeichen der Liberalisierung der 

Märkte. Erst bei der Verwirklichung des Binnen-

markts 1993 unter der Kommissionspräsident-

schaft von Jacques Delors nahm das Interesse am 

sozialen Europa als einer Legitimationsgrundlage 

und Flankierung des wirtschaftlichen Integra-

tionsprozesses Gestalt an.

Der Maastrichter Vertrag ermöglichte es Ge-

werkschaften und Arbeitgeberverbänden gemein-

sam, verbindliche Richtlinien im europäischen 

Maßstab zu beschließen, was jedoch nur selten 

gelang. Die nationalen Strukturen der Tarifpart-

ner und der wirtschaftlichen und sozialen Ver-

hältnisse waren und sind zu unterschiedlich, um 

einheitliche Regelungen ohne große Anpassungs-

probleme zu erlauben. Der Streit um die Richtli-

nie zur Arbeitszeit zeigt, wie die sozialpolitische 

Ausgestaltung Europas damit ins Hintertreffen 

geriet. Obwohl das europäische Recht hier meist 

hinter den nationalen Regelungen zurückbleibt, 

versuchen einzelne Mitgliedsstaaten wie Groß-

britannien oder Griechenland, gemeinsame sozial-

politische Regelungen im europäischen Maßstab 

entweder zu vermeiden oder pochen auf Umge-

hungstatbestände. 

Die Kommission wählte oft den Weg des ge-

ringsten Widerstands, während dem Europä-

ischen Parlament meist die fl ächendeckende Un-

Vorbemerkung

terstützung der Gewerkschaften fehlte, um einen 

hinreichenden Druck aufzubauen. Gerade die 

 Gewerkschaften sind als zivilgesellschaftlicher 

Akteur prinzipiell in der Lage, die Kluft zwischen 

Parlament und Bevölkerung zu überbrücken. 

Dieses Potenzial könnten sie einsetzen, um das 

Parlament dazu zu bewegen, durch geschickte 

Verknüpfung verschiedener Politikfelder Kom-

mission und dem Rat sozialpolitisch wirksame Re-

gelungen abzuverlangen. Im Falle der Neufassung 

der Arbeitszeitrichtlinie war das Parlament  – auch 

dank des starken Lobbying seitens der Gewerk-

schaften –  nicht bereit, Versuche der nationalen 

Regierung zur Aushöhlung zu unterstützen. 

Wenn die Sozialpolitik langfristig eine der 

wirtschaftlichen Integration gleichwertige Bedeu-

tung erlangen will, braucht sie eine europaweite 

intensive Kooperation der Gewerkschaften, die 

ihren nationalen Einfl uss mit ihrer Lobbyarbeit 

auf europäischer Ebene, insbesondere gegenüber 

dem Parlament, verbinden müssen. Dazu müssen 

die Gewerkschaften auch der Versuchung wider-

stehen, nationale Spielräume zu bewahren, die 

den Tarifpartnern zwar Wettbewerbsvorteile bei 

Arbeitsbedingungen und Löhnen auf den inter na-

tionalen und innereuropäischen Märkten ermög-

lichen, aber letztlich zu einem Unterbietungs-

wettlauf auf Kosten der Arbeitnehmer führen.
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Die politische Linke verband mit dem Projekt der 
europäischen Einigung einst eine nachgerade 
 euphorisch formulierte Vision. 

Im Heidelberger Programm von 1925 veran-
kerte die SPD ihre föderalistische und supranatio-
nale Idee der Vereinigten Staaten von Europa. Die 
Sozialdemokratie und die mit ihr verbündeten 
Gewerkschaften mussten in den 1950er Jahren 
dann erleben, wie sich das konservative Projekt 
von Europa formierte und die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl, die Europäische 
Atomgemeinschaft und die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft entstanden. Im Mittelpunkt 
stand der Versuch, die westeuropäischen Wirt-
schaften so miteinander zu verbinden, dass diese 
zum einen sich gegenüber dem osteuropäischen 
Raum als der stärkere Wirtschaftsraum behaup-
ten würden und dass zum anderen durch die enge 
Bindung der Volkswirtschaften aneinander eine 
kriegerische Auseinandersetzung zwischen den 
beteiligten Staaten unmöglich werden würde 
(Audiso/Chiara 1999: 63f.). Das konservative Pro-
jekt nahm also den Gedanken des sozialdemokra-
tischen Projekts auf und beschränkte die Umset-
zung auf das für alle beteiligten Staaten konsens-
fähige ökonomische Projekt.

Aus den drei Gemeinschaften erwuchs 
schließlich die Europäische Union, und die Zahl 
der Mitglieder stieg von sechs auf 27 an. In den 
50 Jahren seit Unterzeichnung der Verträge von 
Rom hat sich die Union gleichermaßen erweitert 
und vertieft. Dieser Prozess hat in den vergan-
genen Jahren dazu geführt, dass Struktur und In-
halt der Union komplexer und vielschichtiger 
wurden. Anfang dieses Jahrzehnts mündete dies 
ein in die Diskussion über einen Verfassungs-
vertrag für Europa. Der dazu eingesetzte Verfas-

sungskonvent erarbeitete einen Entwurf, der 
 vorrangig die Institutionen der EU reformieren 
sollte.

In Abstimmungen über den vorgelegten Ver-
trag votierten 2005 die Bevölkerungen in Frank-
reich und den Niederlanden jedoch mehrheitlich 
ablehnend, was nicht nur die Ratifi zierung der 
Verfassung verlangsamte, wenn nicht gar end-
gültig stoppte, sondern auch das europäische 
 Projekt in Teilen in Frage stellte. Die beiden ne-
gativen Abstimmungsvoten bescheinigten Euro-
pa nämlich ein Legitimationsdefi zit. Erhebungen 
und Studien deuten darauf hin, dass das Projekt 
der Europäischen Einigung nicht mehr mit den 
Zielen der Anfangsjahre verbunden wird, sondern 
von einem nennenswerten Teil der Bevölkerung 
als unsoziales Projekt rein wirtschaftlicher Libe-
ralisierung aufgefasst wird (Schäfer 2006: 540). 
Dabei geht es offensichtlich weniger um die Frage 
der Kompetenzverteilungen, als vielmehr um die 
Wirkung politischer Maßnahmen. Die Tatsache, 
dass die Bevölkerung europäischen Kompetenzen 
in der Sozialpolitik auch noch ausgesprochen 
skeptisch gegenüber steht, sollte deswegen nicht 
alleine dahingehend interpretiert werden, dass 
der Subsidiaritätsgedanke besonders stark ausge-
prägt ist (Heien 2006), als vielmehr dahingehend, 
dass Zweifel an der sozialen Grundierung des 
 europäischen Projekts vorliegen.

Sozialpolitische Fragestellungen haben je-
denfalls in der öffentlichen Wahrnehmung eine 
immense Bedeutung erlangt, was sich auch im 
nationalstaatlichen Rahmen widerspiegelt: Die 
nationalen Wahlen in Deutschland, Österreich 
und den Niederlanden haben gezeigt, wie wegen 
unpopulärer sozialpolitischer Positionen Parteien 
sicher geglaubte Siege hergeben mussten (so 
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CDU/CSU in Deutschland und ÖVP in Öster-
reich)  beziehungsweise  linksoppositionelle  Kräf-
te mit Verweis auf erforderliche sozialpolitische 
Korrekturen deutliche Wahlsiege (so die links-
populistische SP in den Niederlanden) errangen. 
Auch der Wahlsieg der bürgerlichen Koalition in 
Schweden ist wohl darauf mit zurückzuführen, 
dass diese keinen Bruch mit der sozialpolitischen 
Schwerpunktsetzung ihrer sozialdemokratischen 
Vorgängerregierung anstrebte. 

Somit deutet sich an, dass die in Anlehnung 
an Kurt Schumacher gewählten, pathetischen 
Worte des DGB-Vorsitzenden Michael Sommer, 
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„Europa wird sozial sein, oder gar nicht sein“ 
(DGB 2006), durchaus eine empirische Relevanz 
aufweisen. Im nachfolgenden Text soll zunächst 
in sehr allgemeiner Form aufgezeigt werden, wie 
sich die Sozialpolitik der Europäischen Union 
entwickelt hat, welche Akteure an ihr mitwirken 
und welche Schwierigkeiten es bei der Imple-
mentierung einer gemeinsamen europäischen So-
zialpolitik gibt. Dazu soll im Speziellen die Blocka-
de der Arbeitszeitrichtlinie untersucht werden. 
Schließ lich soll auf Strategien und Optionen der 
Gewerkschaften zur Ausgestaltung der sozialen 
Dimension Europas eingegangen werden.
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„Europa sozial gestalten“ oder das „Europäische 
Sozialmodell stärken“ sind Parolen und Forde-
rungen, die öfters geäußert werden. Dabei wird 
vielfach darauf hingewiesen, dass es innerhalb 
Europas sehr verschiedene Varianten sozialpoli-
tischer Regulierung gibt (grundlegend Esping-
 Andersen 1990), die mit unterschiedlichen  Instru-
 menten versuchen, den sozialen Zusammen halt 
zu fördern. Entsprechend kann beispielsweise 
auch Bildungspolitik oder Beschäftigungspolitik 
als Teil der Sozialpolitik verstanden werden. Das 
Besondere am Europäischen Sozialmodell sei – 
 einer Einschätzung Lothar Wittes folgend – aller-
dings, dass trotz der Differenzen in Reichweite, 
Umfang und Anspruchsvoraussetzungen sozialer 
Leistungen sozialer Zusammenhalt nicht nur ein 
„Ziel an sich ist, sondern auch Mittel zum Zweck 
der wirtschaftlichen Entwicklung, welche ihrer-
seits die materielle Basis des Europäischen So-
zialmodells sichern muss“ (Witte 2004: 13). Das 
bedeutet, dass wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung sehr eng miteinander verbunden sind. 
Dieses bedeutet jedoch nicht, dass die jeweiligen 
Schritte europäischer Einigung immer eine enge 
Verschränkung beider Dimensionen in den Blick 
nahmen.

Am Anfang stand vor allem die wirtschaft-
liche Dimension, welche durch nur wenige so zial-
politisch relevante Klauseln in den Römischen 
Verträgen fl ankiert wurde. Diese Regelungen be-
treffend die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in 
Europa sowie die Gleichstellung von Mann und 
Frau waren in den Anfangsjahren die zentralen 
Normen, welche es der Gemeinschaft ermöglich-
ten, sozialpolitisch tätig zu werden. Anfangs 
 waren es noch nicht die Kommission oder die 
 Legis la tivorgane, sondern der Europäische Ge-
richtshof,  der  sich  ab  den  1960er  Jahren  auf 
diese Re gelungen gestützt zu einem wichtigen Ak-
teur in der europäischen Sozialpolitik entwickelte 

( Leibfried 2006: 527; Treib/Leiber 2006: 548). Die 
seitdem entwickelte Rechtsprechung des Gerichts-
hofs schuf so letztlich selbst Gemeinschaftsrecht 
und war gleichermaßen Ausgangspunkt sozial poli-
tischer Initiativen der Kommission (Marginson/
Sisson 2004: 83; Pierson/Leibfried 1998: 396). 
Dies dürfte auch künftig der Fall sein, da anzu-
nehmen ist, dass die Rechtsprechung aus dem 
 europäischen Bürgerstatus heraus die Ansprüche 
und Beitragspfl ichten der sozialen Sicherungs-
systeme von der territorialen Bindung löst und 
damit den Druck ausübt, eine Angleichung der 
Systeme vorzunehmen (Leibfried 2006: 527).

Ab den 1970er Jahren ergriff die Kommission 
selbst die Initiative und versuchte die fortschrei-
tende wirtschaftliche Integration durch sozial-
politische Maßnahmen zu ergänzen, die in ihrer 
Wirkung jedoch überwiegend nur Randbereiche 
der Sozialpolitik erfassten. Den ersten Aktions-
programmen und den ersten zaghaften Versu-
chen eines sozialen Dialogs zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgebern folgten die Bemühun-
gen der Europäischen Kommission unter Jacques 
Delors, die in den 1980er Jahren eine Politik des 
parallelen Aufbaus von wirtschaftlicher und so-
zialer Integration deklarierte (Wendler 2005: 
56 ff.; Deppe 2005: 81; Delors 2004: 363 ff.; Delors 
1989: 13). Institutionell schuf die Einheitliche 
Europäische Akte von 1987 zur Verwirklichung 
des Binnenmarkts die Voraussetzungen, um in 
Fragen des Gesundheitsschutzes und der Sicher-
heit am Arbeitsplatz nicht mehr einstimmig, son-
dern mit qualifi zierten Mehrheiten im Rat zu 
 entscheiden, woraus nennenswerter Spielraum 
für sozialpolitische Initiativen entstand (Leibfried 
2006: 525, Treib 2006: 6). Zuvor scheiterten 
 beispielsweise Richtlinien zum Elternurlaub oder 
gegen die Diskriminierung des Geschlechts noch 
am britischen Veto (Wendler 2005: 58). Die Ver-
abschiedung der Europäischen Sozialcharta 1989, 

2. Der schwierige Weg zur europäischen Sozialpolitik
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welche seitens Großbritanniens zunächst nicht 
ratifi ziert wurde, war verbunden mit dem dazu-
gehörigen Aktionsprogramm dann der Auftakt 
einer regelrechten Welle europäischer Sozialge-
setzgebung. Obgleich die Bestimmungen der Ar-
tikel 129 und 137 EG-Vertrag es der Union unter-
sagen, in der Beschäftigungspolitik die Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften zu harmonisieren 
oder gar in die industriellen Beziehungen un-
mittelbar einzugreifen, hat es seitens der Kom-
mission einige Initiativen gegeben, um den in 
den 1980er Jahren proklamierten Anspruch an 
ein soziales Europa einzulösen. Das soziale Euro-
pa schuf der Kommission nämlich eine entschei-
dende Legitimationsgrundlage bei der Verwirkli-
chung des Binnenmarkts 1993 (Hall 1998: 96; 
Delors 1989). Dem konnte sich auch der Rat nicht 
entziehen. Zwar wuchs dort im Laufe der 1980er 
Jahre die Dominanz konservativ geführter Regie-
rungen zu einer hegemonialen Position an, wo-
mit eine einheitliche europäische Sozialpolitik in 
weite Ferne gerückt war, zumal Großbritanniens 
und Deutschlands Regierungen gegen europä-
ische Kompetenzen in dieser Frage sehr grund-
sätzliche Vorbehalte geltend machten, allerdings 
war wegen der Verwirklichung des Binnenmarkts 
der Druck gewachsen, soziale Mindeststandards 
festzusetzen, auch um etwaige Handelshinder-
nisse zu beseitigen (Hall 1998: 111 ff.). 

Materiell wirksam waren die von der Kom-
mission vorgelegten und durch das Parlament 
und den Rat verabschiedeten Richtlinien, so etwa 
die Richtlinie über das Recht auf schriftliche In-
formation der Arbeitnehmer über die für sie gel-
tenden arbeitsvertraglichen Bedingungen von 
1991, die Richtlinie über den Schutz schwangerer 
und stillender Arbeitnehmerinnen von 1992, die 
Richtlinie über den Elternurlaub von 1996, die 
Richtlinie über den Schutz von Teilzeitarbeits-
kräften von 1997, die Richtlinie über befristete 
Arbeitsverträge von 1999 sowie die Arbeitszeit-
richtlinie von 1993. Die Einheitliche Europäische 
Akte wurde zum „Einfallstor für allgemeinere 
 arbeitsrechtliche Regelungen“, der Maastrichter 
Vertrag erweiterte schließlich diese Kompetenzen 
deutlich  (Treib  2006:  7;  Falkner/Treib  2005: 
223–225; Röpke 2006: 110). 

Seit Maastricht verfügten Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände gemeinsam über die prinzi-
pielle Möglichkeit, verbindliche Richtlinien zu 
erlas sen, was jedoch nur selten gelang ( Wendler 
2005: 89 ff.; Marginson/Sisson 2004: 83). Über-
dies eröffnete sich den Sozialpartnern Spielraum 
für europäische Tarifverhandlungen, unterwarf je-
doch wesentliche Bereiche des staatlich gere gel-
ten Arbeits- und Sozialrechts weiterhin der Ein-
stimmigkeit im Rat, was besonders Großbritan-
niens Vorbehalten entgegenkam (Delors 2004: 
379). Der Vertrag von Amsterdam war mit der 
Aufnahme des Beschäftigungskapitels schließlich 
ein deutliches Signal dafür, dass die Union in der 
Sozial- und Beschäftigungspolitik eine aktivere 
Rolle einnehmen wollte. Die Koordinierung der 
Beschäftigungspolitik im Rahmen der offenen 
Methode der Koordinierung, die Schaffung von 
neuen Säulen und Zielen der Europäischen Inte-
gration und der makroökonomische Dialog zwi-
schen Europäischer Zentralbank, Rat und Sozial-
partnern waren entwickelt worden, um über  ko  ope-
 rative  Formen  auch  eine  sozialpolitische Agenda 
voranzubringen (Sloam 2005: 162, Magnusson/
Stråth 2004: 15).

In einer ersten Phase sollten sich deswegen 
die zahlreichen neuen Konsultationsmechanis-
men zunächst ‚konsolidieren‘ (Wendler 2005: 
114), ehe die Umsetzung einer umfänglichen so-
zialpolitischen Agenda überhaupt möglich gewe-
sen wäre, weswegen das Aktionsprogramm der 
Kommission für die Jahre 1998–2000 (Europä-
ische Kommission 1998) sich mit legislativen 
Vorschlägen zurückhielt. Doch die zweite Phase 
blieb aus. Die Wirtschafts- und Währungsunion, 
die Erweiterung der Union um insgesamt zwölf 
Staaten Mittel- und Osteuropas und der Verfas-
sungsentwurf hatten gegenüber anderen Themen 
in den letzten Jahren Vorrang. 

Mit dem Gipfeltreffen von Lissabon 2000 
wurde die politische Entwicklung der Union al-
lerdings unter ein ehrgeiziges politisches Ziel ge-
stellt, das auch für die europäische Sozialpolitik 
relevant wurde: „das Ziel, die Union zum wett-
bewerbsfähigsten und dynamischsten wissens-
basierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen –
einem Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauer-
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haftes Wirtschaftswachstum mit mehr und bes-
seren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen 
Zusammenhalt zu erzielen.“1 

Die Formulierung des Rates offenbart ein 
 Sozialstaatsverständnis, bei dem weder auf den 
emanzipativen noch den transformatorischen, 
noch den systemstabilisierenden Charakter des 
Sozialstaats abgestellt wird, sondern vielmehr sei-
ne Funktion für die produktive Verwendung von 
Arbeitskräftepotenzialen betont wird (zur histo-
rischen Begründung von Sozialstaatskonzeptio-
nen siehe Andersson 2004). In diesem Sinne wird 
Sozialpolitik zu einer rein aus der Wirtschafts-
politik abgeleiteten Größe umdefi niert und zu 
einem Teil der Wettbewerbspolitik. Sie ist somit 

einerseits zwar aus dem Einigungsprozess nicht 
mehr wegzudenken und bewegt sich insoweit in 
der Tradition des Europäischen Sozialmodells, sie 
ist aber andererseits als Teil der Wirtschaftspolitik 
dieser eindeutig unterbeziehungsweise nach ge-
ordnet. Unter diesen Bedingungen kann sie Wir-
kung immer dann entfalten, wenn sie nachweis-
lich zu Wachstum beitragen kann. Sie gerät aller-
dings auf der Prioritätensetzung der Union ins 
Hintertreffen, wenn genau dieser Nachweis bei 
der politischen Aushandlung nicht gelingt. An-
derenfalls werden sozialpolitische Themen nur 
dann von den Mitgliedsstaaten aufgegriffen, 
wenn diese sich  –  in der Regel einstimmig  –  hier-
zu bereit erklären.

    

Tabelle: 

Eckpunkte zur Entwicklung der Europäischen Sozialpolitik

Zeitraum Umfang europäischer Sozialpolitik

Römische Verträge 1957 •  Wenige sozialpolitische Klauseln werden Ausgangspunkt sozialpolitischer 
  Regelungen (insbesondere Gleichstellung der Geschlechter)

1970er Jahre  • Erste Vorschläge der Kommission zur Gestaltung einer gemeinsamen 
  Sozialpolitik scheitern unter anderem an konstitutionellen Hindernissen

Einheitliche Europäische Akte 1987 •  Sozialpolitik als Legitimationsgrundlage des Binnenmarkts
 •  Erweiterte Handlungsmöglichkeiten in der Sozialpolitik

Maastrichter Vertrag 1991 •  Ausweitung der Kompetenzen
 • Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände erhalten eigene 
  Regelungskompetenzen
 •  Parlament wird aufgewertet

Vertrag von Amsterdam 1997 • Aufnahme des Beschäftigungskapitels
 •  Offene Methode der Koordinierung und makroökonomischer Dialog 
  als weiche Steuerungsinstrumente

Lissabonstrategie 2000 •  Unterordnung Sozialpolitik unter Wachstumsbegriff

1 Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Europäischer Rat (Lissabon), 23. und 24. März 2000, 
 http://consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/de/ec/00100-r1.d0.htm
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Dass es dazu kommt, ist jedoch sehr schwie-
rig und zunehmend schwieriger geworden. Die 
Mechanismen der Abstimmung zwischen den 
nunmehr 27 Mitgliedsstaaten sind wesentlich 
komplexer als etwa zur Zeit der Gemeinschaft der 
15, der 12 oder gar der sechs Mitglieder. Über -
dies verschoben sich mit der Europawahl 1999 
und den Regierungswechseln in Österreich 2000, 
Ita lien und Dänemark 2001, Frankreich, Portugal 
und den Niederlanden 2002 die Mehrheiten in 
beiden Legislativorganen der Union deutlich zur 
politischen Rechten, so dass es Initiativen hierzu 
schwer hatten. 

Unter diesen Bedingungen verwundert es 
wenig, dass der Motor der sozialen Einigung ge-
gen Ende der 1990er Jahre sichtlich ins Stocken 
geraten ist, während gleichzeitig der Prozess der 
wirtschaftlichen Integration unverändert fortge-
führt wurde. Schäfer spricht in diesem Zusam-
menhang von einer „Rückbesinnung auf den 
Binnenmarkt“ (Schäfer 2006: 543). Dieses wird 
besonders beim Bemühen der Mitgliedsstaaten 
bei der Währungsunion deutlich. Die angestreb-
te Konvergenz in der Haushaltspolitik und die 
Maastrichtkriterien trugen ihrerseits dazu bei, 
dass die autonomen Gestaltungsspielräume na-
tionaler Politiken eingeschränkt wurden (Witte 
2004: 6). Auf europäischer Ebene selbst existieren 
für die verschiedenen Politikbereiche nun eine 
Reihe von Mechanismen der Koordination und 
Harmonisierung, die sehr unterschiedlich wirken. 
In denjenigen Politikbereichen, die unmittelbar 
mit wirtschaftlichen Fragen verbunden waren, 

vermag die Union mittels Verordnungen und 
Richtlinien einen Regulierungsrahmen zu schaf-
fen, der für die Nationalstaaten verbindlich wur-
de. In der Währungs- und Budgetpolitik ist hier-
für sogar ein sehr restriktiver Sanktionsmechnis-
mus vorgesehen. Auf dem Feld der europäischen 
Sozialpolitik konzentriert sich die EU hingegen 
auf die Methode der offenen Koordinierung und 
verzichtet damit gleichsam auf die explizite Ge-
staltung von Politik. Dieses auf Konsens setzende 
Instrument des Benchmarkings eröffnet einerseits 
einen sehr weit reichenden Handlungsrahmen, 
da auch Themen einbezogen werden können, die 
ausdrücklich in nationaler Kompetenz bleiben, 
an dererseits verzichtet diese Methode im Gegen-
satz zu den legislativen Akten auf dem Feld der 
Binnenmarktpolitik darauf, zwingend zu wirken 
(Bruno u.a. 2006; Randzio-Plath 2006: 466).

Während sich also die wirtschaftliche Inte-
gration vertiefte und damit die politischen Hand-
lungsmöglichkeiten europäisierten, stand das Ar-
beits- und Sozialrecht dem nach, obgleich kom-
plexe Gesellschaften isoliertes politisches Han-
deln auf einem Segment nur schwerlich zulassen 
und folglich die fortgeführte wirtschaftliche Inte-
gration sich somit letztlich auch auf die sozial-
politische Agenda auswirken musste (Pierson/
Leibfried 1998: 399). An Hand der vorerst ge-
scheiterten Novelle zur Arbeitszeitrichtlinie soll 
im Folgenden nun exemplarisch aufgezeigt wer-
den, welche Schwierigkeiten sich konkret erga-
ben, um verbindliche gemeinsame Regelungen 
zu implementieren. 
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Arbeitszeit und Lohnfragen sind das Kerngeschäft 
gewerkschaftlicher Tarifpolitik. Die meisten Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union regulieren 
in diesem Sektor allenfalls Mindestbedingungen 
und überlassen den Gewerkschaften und Arbeit-
gebern die konkrete Ausgestaltung. Die meisten 
Länder der EU kennen dabei verschiedene Rege-
lungen. Diese fi nden jedoch nur selten Anwen-
dung, weil die tarifl ichen Regelungen einschlägig 
und vorrangig sind oder durch bewährte Praxis 
von den Arbeitgebern übernommen werden. 

Obgleich der Vertrag der Union explizit die 
Gestaltung dieser Kernregelungen industrieller 
Beziehungen untersagt, hat sich die Kommission 
wiederholt des Themas angenommen. Die ver-
schiedenen Vorstöße offenbaren dabei auch den 
Wandel des Zeitgeists in den letzten 30 Jahren: 
Ende der 1970er Jahre verfolgten einige Gewerk-
schaften offensiv das Ziel, die Arbeitszeit auf un-
ter 40 Stunden zu verkürzen. Die Gewerkschaften 
zielten vor allem darauf, in der Phase einer kon-
junkturellen Abschwächung die Zahl der Arbeits-
plätze gleichmäßiger zu verteilen und zugleich 
über einen Lohnausgleich die Kaufkraft zu stär-
ken und so einen Beitrag zur Überwindung der 
durch die beiden Ölpreisschocks induzierten  Krise 
zu leisten. Die Gewerkschaften setzten sich teil-
weise durch. In Frankreich ermöglichte der 
Machtwechsel 1981 eine gesetzliche Verkürzung 
der Arbeitszeit auf 39 Stunden. In Deutschland 
erfolgte nach einer harten Streikauseinander-
setzung in der Metall- und Elektroindustrie 1984 
durch den Leber-Kompromiss die Verkürzung der 
Arbeitszeit auf zunächst 38,5 Stunden pro Wo-
che, später auf 35 Stunden (Marginson/Sisson 
2004: 271). Als Ausgleich mussten die Gewerk-
schaften eine Flexibilisierung der Arbeitszeit ak-
zeptieren, was wiederum Arbeitsverdichtungen 

möglich machte und somit den erhofften Be-
schäftigungseffekt minderte (Neumann 2001).

Die Entwicklung in den beiden größten Mit-
gliedsländern der damaligen EG veranlasste die 
Kommission frühzeitig zu ersten Vorstößen zur 
Reduktion der Arbeitszeit. Bereits 1975 wurde 
eine Empfehlung der Kommission vorgelegt, die 
Arbeitszeit auf 40 Stunden zu reduzieren und 
 allen Arbeitnehmern vier Wochen Urlaub zu ge-
währen. Mangels unmittelbarer Rechtsetzungs-
kompetenz der Union blieb es zunächst bei dieser 
unverbindlichen Empfehlung, der 1983 der Ent-
wurf einer neuerlichen Empfehlung für Verkür-
zung und Reorganisation der Arbeitszeit folgte 
(Pillinger 2000: 7; Wendler 2005: 58; Europäische 
Kommission 1983). 

Das Europäische Parlament, seinerzeit nur 
konsultativ an diesem Vorhaben beteiligt, stimm-
te 1983 in einer Stellungnahme im Grundsatz zu 
und forderte zugleich Zielvorgaben zur Arbeits-
zeitverkürzung und Interventionsmöglichkeiten 
der Gemeinschaft. Insbesondere sann das Parla-
ment darauf, diejenigen zu belohnen, die auf 
dem Weg der Arbeitszeitverkürzung zügiger vor-
gingen als diejenigen, die sich dem verschlossen.2 
Allerdings zeigte sich seinerzeit ein tiefer Graben 
zwischen den Konservativen und der Linken im 
Parlament. Die Entscheidungen waren ausgespro-
chen knapp.3 Die bereits skizzierten konserva-
tiven Mehrheiten im Rat verhinderten letztlich 
weitergehende Initiativen. 

Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass 
die Direktwahl zum Europäischen Parlament 
1989 zum bislang einzigen Mal eine relative 
Mehrheit von Sozialisten, Grünen und Kommu-
nisten gegenüber Konservativen, Christdemokra-
ten, Liberalen und Nationalisten hervorbrachte. 
Die politische Linke konnte dieses scheinbare 

3. Die Entwicklung der Arbeitszeitrichtlinie 1993

2 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, Nr. C 342/149 vom 19.12.1983.
3 ebd.
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elektorale Gewicht vom Juni 1989 nämlich nicht 
über den Herbst desselben Jahres bringen, als in 
Osteuropa das dortige Blocksystem wirtschaft-
lich, politisch und ideologisch kollabierte und 
damit ein wichtiges implizites Ziel der Konzep-
tion der Gemeinschaft erreicht wurde. So standen 
insbesondere die kommunistischen Kräfte unter 
Druck, sich zu transformieren, neu- und umzu-
gründen, aber auch sozialdemokratisch-sozialis-
tische Parteien dachten über ihre historische 
 Mission nach. 

Nach 1989 hatte es die Linke in Europa auch 
deswegen zunächst sehr schwer, Wahlen zu ge-
winnen, was bei einem Blick auf die großen Mit-
gliedsländer deutlich wird: Helmut Kohl gelang 
1990 in Deutschland dank der Wiedervereini-
gung seine Wiederwahl, die 1988 wieder an die 
Regierung gekommenen Sozialisten in Frankreich 
mussten 1993 zutiefst geschlagen erneut in die 
Opposition gehen, John Major verteidigte 1992 
die Mehrheit der Tories in Großbritannien, und 
in Italien kollabierte gar das gesamte Parteiensys-
tem, Technokratenkabinette wechselten sich mit 
Regierungen der Linken und der Rechten ab. In 
Spanien verlor Felipe González 1993 die Mehr-
heit im Parlament, konnte aber immerhin noch 
bis 1996 regieren. Für die Umsetzung einer ge-
meinsamen Arbeitszeitpolitik war der Rahmen 
damit denkbar ungünstig.

Als sich ab Mitte der 1990er Jahre die Mehr-
heiten in Dänemark, Großbritannien, Frankreich, 
Deutschland, den Niederlanden, Griechenland, 
Italien, Belgien und Portugal hingegen vorüber-
gehend zur Linken verschoben und mit Finnland, 
Schweden und Österreich überdies noch drei 
sozialdemokratisch regierte Länder der Union 
beitraten, hatte die Kommission ihr Vorhaben 
von Anfang der 1980er Jahre endgültig aus den 
Augen verloren und erklärte 2000 dieses offi ziell 
für erledigt.4

Das bedeutete jedoch keineswegs, dass die 
Kommission im Laufe dieser Zeit untätig geblie-
ben wäre. Delors erhielt den Anspruch aufrecht, 
das wirtschaftliche mit dem sozialen Europa zu 
verbinden und dabei auch Rahmenbedingungen 

für die Arbeitszeit zu setzen. 1993 rückte die 
 Kommission zwar mit dem Weißbuch über Wachs-
tum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 
(Europäische Kommission 1993) von einer allei-
nigen Strategie der Arbeitszeitverkürzung ab, 
wandte sich zugleich allerdings dem Thema Be-
schäftigungspolitik als europäischem Thema zu 
(Pillinger 2000: 7). Gestützt auf die Europäische 
Sozialcharta und die Vorschriften zum Gesund-
heitsschutz sowie zur Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer legte die Kommission den Entwurf einer 
Richtlinie zur Arbeitszeit vor. Die Richtlinie selbst 
war „nicht übermäßig ambitioniert“ (Röpke 2006: 
112), denn die nationalen Tarifregelungen und 
gesetzlichen Regelungen gingen meist wesentlich 
über das hinaus, was EU-Recht geworden war: 
4 8-Stunden-Woche und vier Wochen Mindest-
urlaub waren kein Durchbruch auf dem Weg zur 
allgemeinen Verkürzung der Arbeitszeit. Die Ar-
beitszeitrichtlinie entspricht auf den ersten Blick 
dem, was Streeck als „neo-voluntaristischen“ An-
satz bezeichnete, wonach sozialpolitische Richt li-
nien regelmäßig so formuliert seien, dass sie prak-
tisch keine Wirkung erzielten (Streeck 2001: 23). 

Wenig spektakulär mutete entsprechend an, 
was etwa der deutsche Gesetzgeber in nationales 
Recht umsetzen musste: Die aus dem Zweiten 
Weltkrieg stammende Höchstarbeitszeit von 60 
Stunden wurde auf 48 Stunden reduziert, wobei 
jedoch gestützt auf allerlei Ausnahmetatbestände 
weiterhin Arbeitszeiten von mehr als 49 Stunden 
möglich blieben. Die gesetzlichen Regelungen 
blieben zudem weit hinter den tarifl ichen zurück, 
die regelmäßige Arbeitszeiten von 40 und weni-
ger Stunden vorsahen. Gleiches galt auch für die 
Frage des Mindesturlaubs, der zwar gesetzlich von 
drei auf vier Wochen angehoben wurde (Treib/
Leiber 2006: 549), jedoch sahen viele Tarifver-
träge schon fünf oder sechs Wochen Urlaub vor. 

Als die Richtlinie in nationales Recht umge-
setzt wurde, beeinfl usste sie dennoch die Arbeits-
zeitpolitik einzelner Länder als auch die Strate-
gien der Gewerkschaften (Pillinger 2000: 11). Wa-
ren es in Deutschland dabei auf den ersten Blick 
mehr Fortschritte de lege lata als de ferenda, so 

4 Amtsblatt C/2004/5
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eröffneten sich in anderen Staaten neue Regulie-
rungsformen, etwa in Großbritannien oder auch 
in Irland, beides Länder mit einer ausgesprochen 
schwachen gesetzlichen wie tarifl ichen Absiche-
rung von Arbeitnehmern (Treib/Leiber 2006: 
549). Die Tory-Regierung widersetzte sich zu-
nächst gänzlich einer gesetzlichen Regelung, be-
stritt die Rechtsetzungskompetenz der Gemein-
schaft und klagte vor dem Europäischen Gerichts-
hof erfolglos dagegen (Europäische Kommission 
2000; Pillinger 2000: 11). Hier zeigt sich, dass es 
der Europäischen Union auf Vorschlag der Kom-
mission durchaus möglich ist, in Regelungsbe-
reiche vorzudringen, die ihr eigentlich explizit 
im Vertrag untersagt sind, die jedoch im Zusam-
menhang mit anderen Regelungsbereichen von 
Relevanz sind.

Doch selbst nachdem die britische Regierung 
vorm Gerichtshof in Luxemburg gescheitert war, 
besaß sie Möglichkeiten, eine Umsetzung der 
Schutzstandards zu unterlaufen. Die Richtlinie 
selbst  sieht  nämlich  in  ihrem  Artikel  22  ein 
„ opt-out“ vor. Das beinhaltet, dass von der Ar-
beitszeitregelung abgewichen werden kann, wenn 
dies einzelvertraglich vereinbart wird. In Anbe-
tracht der Asymmetrie zwischen Kapital und Ar-
beit verwundert es nicht, dass dieser Regelung 
unterstellt wird, sie führe den Schutzzweck der 
Richtlinie ad absurdum (Röpke 2006: 114). Da rü-
ber hinaus blieb es den Mitgliedsstaaten überlas-
sen, eine Reihe von Branchen von der Anwen-
dung der Richtlinie auszunehmen. Besonders 
großzügig machten Griechenland und Großbri-
tannien von dieser Regelung Gebrauch, die sämt-
liche in der Richtlinie genannten Branchen aus-
sparten und auch das opt-out verankerten (Euro-
päische Kommission 2000).
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Während der Schutzzweck der Richtlinie in den-
jenigen Ländern, in denen die Umsetzung der 
Richtlinie noch unmittelbare Wirkung erzielt 
hätte, also konterkariert wurde, entwickelte sich 
aus der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs abermals eine ganz neue Dynamik. In 
den Urteilen SIMAP5 und Jäger6 entschieden die 
Luxemburger Richter, dass zur Arbeitszeit grund-
sätzlich auch Bereitschaftszeiten von Ärzten zu 
rechnen seien. Diese Urteile betrafen nun auch 
Deutschland, dessen Arbeitszeitregelungen ja seit 
der Umsetzung der Richtlinie europarechtskon-
form auszulegen waren. Das bedeutete, dass über 
den Umweg Europa die deutsche Arbeitszeitpoli-
tik doch noch materiell bedeutsam berührt wur-
de. Als Reaktion auf diese Urteile startete die 
Kommission den Versuch einer Novellierung der 
Arbeitszeitrichtlinie. Mit der Defi nition von Ruhe-
zeiten und inaktiven Arbeitszeiten sollten die ur-
sprünglich gesetzten und vom EuGH konkreti-
sierten Regelungen relativiert werden, zugleich 
sollte die „opt-out“-Regelung überprüft werden, 
wie es übrigens seinerzeit in der Richtlinie in Aus-
sicht gestellt war. Die Kommission wählte hier 
den Weg des geringsten Widerstands, Kollektiv-
regelungen sollten zwar vorrangig gewählt wer-
den, an der Struktur der opt-out-Regel wurde 
 jedoch grundsätzlich festgehalten (Europäische 
Kommission 2004). 

Doch beide Regelungsbereiche stießen im 
Gesetzgebungsverfahren auf erheblichen Wider-
stand, immerhin bedeutete die Aufweichung des 
Arbeitszeitbegriffs der ursprünglichen Richtlinie 
den erstmaligen Abbau gemeinsam vereinbarter 
europäischer Sozialstandards (Röpke 2006: 118). 
Besonders die „opt-out“-Regelung ist ein eigen-
artiges Instrument, dessen Entwicklung den 
 besonderen britischen Vorbehalten gegenüber 

 Europa zur Zeit Margret Thatchers und John 
 Majors geschuldet war. Durch die Erweiterung 
der Union um Länder Mittel- und Osteuropas wa-
ren allerdings mittlerweile Staaten hinzugekom-
men, die gleichsam über keine gewachsene Tra-
dition industrieller Beziehungen verfügten und 
deren Regierungen deswegen am Opt-Out inter-
essiert waren. Durch die Rechtsprechung des Ge-
richtshofs waren zudem auch arbeitsrechtliche 
Traditionen von Kernländern der Gemeinschaft 
be rührt, weswegen nun auch Luxemburg und 
Deutschland sowie unter Aznar noch Spanien die 
Anwendung dieser ursprünglich für Großbritan-
nien bestimmten Ausnahmeregelung in einzel-
nen Branchen anstrebten (Reichstein 2004). 

Es war das Europäische Parlament, welches 
sich energisch dem Vorhaben der Kommission 
entgegenstellte. So fanden bei den Parlamenta-
riern weder die Aufweichung der Arbeitszeitrege-
lung noch die Opt-Out-Regelung Zustimmung. 
Der dazu vom sozialistischen Abgeordneten 
 Alejandro Cercas im Beschäftigungsausschuss vor-
gelegte und im Parlamentsplenum abgestimmte 
Bericht forderte ein Auslaufen der Opt-Out-Rege-
lung binnen 36 Monaten und verlangte zudem 
die Rückkehr zur bisherigen Arbeitszeitregelung. 
Frühere Forderungen des Europäischen Gewerk-
schaftsbunds (EGB), die Höchstarbeitszeit in der 
Richtlinie von 48 auf 44 Stunden zu reduzieren 
(Pillinger 2000: 12), spielten in den Verhand-
lungen jedoch keine Rolle. Cercas und seine Frak-
tionskollegen wollten die fragile Mehrheit aus 
 Sozialisten, Teilen der Liberalen, Grünen und 
Volkspartei gegen das Opting-Out nicht gefähr-
den. 

Der Europäischen Kommission gingen die 
Vorschläge des Parlaments zu weit. In einem 
überarbeiteten Entwurf waren neben einigen Zu-

13
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5 Urteil vom 3. Oktober 2000, Rechtssache C-303/98
6 Urteil vom 9. September 2003, Rechtssache C-151/02
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geständnissen an das Parlament zwei Dinge 
 weitgehend unverändert, an der Differenzierung 
der Arbeitszeiten bei Bereitschaftsdiensten wurde 
festgehalten, allerdings war die Kommission dem 
Parlament dahingehend entgegengekommen, 
dass sie eine neue Differenzierung vornahm, bei 
der sie nun zwischen Bereitschaftszeiten und in-
aktiven Zeiten während des Bereitschaftsdienstes 
unterschied (Europäische Kommission 2005). Bei 
der Opting-Out-Regelung hingegen behielt die 
Kommission ihren bisherigen Standpunkt, der  je -
doch im Rat nicht unumstritten war. Dort dräng-
ten sowohl die sozialdemokratischen Sozialminis-
ter von Belgien, Portugal, Spanien und Italien 
zusammen mit ihrem konservativen Kollegen aus 
Frankreich für ein Ende des Opt-outs. Dagegen 
hielten ausgerechnet die sozialdemokratischen 
Arbeitsminister aus Großbritannien und Deutsch-
land (o.V. 2006; Smillie/Osborne 2006). 

Briten und Deutsche verband dabei mehr als 
nur der Gefallen am Opt-Out: Die Briten hatten 
zur Zeit Gerhard Schröders als Bundeskanzler mit 
den Deutschen die Absprache getroffen, deren 
Position bei der Unternehmensmitbestimmung 
zu unterstützen, während umgekehrt die Deut-
schen den Briten in der Arbeitszeitfrage helfen 
wollten (Dornbey u.a. 2004; Claasen 2005). Für 
Großbritanniens Premier Tony Blair stand dabei 
sein Renommee auf dem Spiel, immerhin hatte er 
vor seiner Wahl zum Premierminister dem briti-
schen Arbeitgeberverband versichert, dass die bri-
tische Regierung jeden Versuch Europas ab blo-
cken würde, Konsultationsrechte für Arbeitneh-
mer zu schaffen oder die Arbeitszeitrichtlinie mit 
ihrem Opt-Out zu verändern. Da Blair beim 
 erstgenannten Projekt im Rat schließlich über-
stimmt wurde, kam der Einhaltung des zweiten 
Versprechens nun große Bedeutung zu.
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Die Novelle der Arbeitszeitrichtlinie war aus ge-
werkschaftlicher Sicht schnell auf die Frage des 
Opt-Outs konzentriert; die Gewerkschaften be-
fürchteten, dass weitere Länder hiervon Gebrauch 
machen würden (Reichstein 2005) und somit 
nicht nur die Wirksamkeit der Regelung unter-
graben würde, sondern bei der Umsetzung in na-
tionales Recht einzelnen Regierungen sich unter 
dem Vorwand europäischer Erfordernisse die Ge-
legenheit bieten würde, die Kräfteverhältnisse in 
den industriellen Beziehungen zu Lasten der Ge-
werkschaften zu verschieben. Der Exekutivaus-
schuss des Europäischen Gewerkschaftsbundes 
sah außerdem in der von der Kommission vor-
gelegten Novelle der Arbeitszeitrichtlinie einen 
Angriff auf die Arbeitnehmerrechte und baute 
eine Abwehrfront auf. Diese bestand vor allem 
aus drei Stra tegiebausteinen: Erstens sollte durch 
zielgerichte tes Lobbying auf den Ministerrat, also 
auf die Regierungen der Mitgliedsstaaten ein-
gewirkt werden, um das ursprüngliche Kommis-
sionsvorhaben zu Fall zu bringen. Zweitens soll-
ten die Europa abgeordneten auf diese Linie 
 gebracht werden und drittens sollten die Gewerk-
schaften „innovative ways and actions to get 
 public attention and support for ETUC views on 
modern working time policies“ organisieren 
(ETUC 2004).

Alle drei Bausteine zeigen auf, welche spezi-
fi schen Probleme die Gewerkschaften haben, um 
eine kohärente Strategie auf europäischer Ebene 
zu entwickeln. Ihr zentraler Bezugs- und Hand-
lungsrahmen bleibt der Nationalstaat. Hier ver-
fügen sie über eigene Handlungsressourcen, vor 
allem verfügen sie über ausreichende Kenntnisse, 
Erfahrungen und Sicherheiten im Umgang mit 
den jeweiligen Sozialpartnern und Regierungen. 
Eine Reihe europäischer Gewerkschaften betrei-
ben in hohem Maße dezentrale Tarifpolitiken, 

wohingegen andere Länder eher von Flächen-
tarifverträgen geprägt sind. Hinzu kommen un-
terschiedliche Traditionen in Form und Umfang 
staatlicher Regulierung, wie zum Beispiel Min-
destlöhne und Arbeitszeit geregelt werden.

Genau dies macht es auf europäischer Ebene 
auch den Gewerkschaften schwer, eine klare Stra-
tegie zu entwickeln. Zu unklar, nebulös formu-
lieren sie ihre Visionen von Europa, zu wenig 
herrscht Einigkeit darüber, ob und wie die zentra-
len Arbeitsbeziehungen auf europäischer Ebene 
geregelt werden sollen. 

Genau dieses Problem spiegelt sich am Vor-
gehen bei der Arbeitszeitrichtlinie wider. So ha-
ben sich etwa die britischen Gewerkschaften hier-
von über den Umweg Europa versprochen, Min-
deststandards zu erlangen, die ihnen hierauf auf-
bauend Spielraum für eigene Tarifpolitiken bieten 
würden. Die deutschen Gewerkschaften hingegen 
haben in Anbetracht ihrer tarifl ich erzielten Rege-
lungsdichte nur ein geringes Interesse an einer 
zügigen Umsetzung. Entsprechend wenig Druck 
bauen sie im nationalen Rahmen auf, entspre-
chend schwer haben es aber wiederum gerade 
diejenigen Gewerkschaften, die ihrerseits im na-
tionalen Rahmen keine hinreichende Durchset-
zungskraft besitzen, um selbst Regelungen im 
 nationalen Rahmen zu verankern. So verwundert 
es dann auch wenig, dass weder der deutsche 
noch der britische Arbeitsminister besonderen 
Widerstand der Gewerkschaften in dieser Frage 
erwarten durften. Die deutschen Gewerkschaften 
können ihre eigene, erfolgreiche Arbeitszeitpoli-
tik nicht mittels einer europäischen Richtlinie in-
tensivieren, hingegen lag ihnen sehr daran, dass 
die Mitbestimmungsregelungen unangetastet blei-
ben. Die britischen Gewerkschaften waren zu 
machtlos, um der Regierung dies abzuverlangen.
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Die Gewerkschaften gehören zu den Kräften in-
nerhalb Europas, die deutlich ein soziales Europa 
einfordern und zugleich über ihre Kernkompe-
tenz Tarifpolitik hieran innerhalb der National-
staaten in beachtlicher Weise mitwirken. In die-
sem Sinne haben die Gewerkschaften den Ver-
such unternommen, ihre nationalen Tarifpoliti-
ken aufeinander abzustimmen (Marginson/Sisson 
2004: 105ff.). Dieses Unterfangen erweist sich 
 allerdings bislang als wenig erfolgreich (so das 
deutliche Urteil bei Gollbach 2005). So verfehlten 
die beteiligten Gewerkschaften ihre selbst gesetz-
ten Ziele in der Tarifpolitik weitgehend, da ihr 
Handeln sich im nationalstaatlichen Rahmen be-
wegt und zu wenig an eine wirklich europäisch 
ausgestaltete Politik gedacht wird. 

Die Arbeitszeitrichtlinie demonstriert außer-
dem, wie schwierig es ist, innerhalb der europä-
ischen Akteursstrukturen sozialpolitische Regelun-
gen auf dem Weg der europäischen Gesetzgebung 
durchzusetzen. Den Gewerkschaften steht als 
 alternativer Weg zwar der Soziale Dialog zur Ver-
fügung, jedoch setzt dieser Mechanismus eine 
 Bereitschaft der Arbeitgeberverbände voraus. Die-
se lassen sich jedoch nur schwerlich dazu bewe-
gen, in diesen Dialog einzutreten oder gar irgend-
welchen Regelungen zuzustimmen (Marginson/
Sisson 2004: 88; ähnlich Röpke 2006: 119), da der 
gemeinsame Markt die Arbeitgeber bereits hin-
reichend begünstigt. Arbeitgeber können unter 
den Bedingungen des Binnenmarktes grob ver-
einfacht dasjenige soziale Regulationsmodell aus-
wählen, das ihren jeweiligen Bedürfnissen am 
besten entgegenkommt, oder auch mit einer Ver-
lagerung von Produktion und Dienstleistungen 
in einen anderen Nationalstaat wirksam drohen 
(Pierson/Leibfried 1998: 409f.). Dies hat in der 
Politik der Mitgliedsstaaten schon deutliche Spu-
ren hinterlassen, etwa darin, wie sich die Unter-
nehmensbesteuerung in den letzten zehn Jahren 
entwickelt hat. Diese befi nden sich in einem fort-

laufenden Steuersenkungswettlauf, der weit rei-
chende Folgen für die Handlungsfähigkeit des 
Staates hat (Randzio-Plath 2006: 466), zumal vor 
dem Hintergrund der Stabilitätskriterien der Wäh-
rungsunion eine expansive Finanzpolitik ausge-
schlossen ist. Gerade weil sich einige Staaten vom 
Verzicht auf gemeinsame Sozialstandards Wett-
bewerbsvorteile versprechen, ist auch die offene 
Methode der Koordinierung schlecht geeignet, 
um eine gewerkschaftliche Agenda durchzuset-
zen.

Mit der Verwirklichung des Binnenmarkts 
und der Währungsunion hat also die staatliche 
Sphäre und mit ihr der Sozialstaat an Finanzie-
rungsgrundlagen eingebüßt. Zugleich schuf die 
Debatte um die günstigsten Standorte eine zu-
mindestens ideologische Legitimation, um den 
Druck auf die Gewerkschaften anwachsen zu las-
sen. Die Gewerkschaften können sich dem nur 
dann entziehen, wenn sie folglich Wege fi nden, 
wie sie europäische Standards durchsetzen kön-
nen, die wirksamer sind als der Soziale Dialog 
oder das bisherige Verfahren der Rechtsetzung. 
Den Gewerkschaften stehen dabei zwei Mecha-
nismen zur Verfügung. Entweder schaffen sie 
durch horizontale Kooperation einen allgemein-
verbindlichen Rahmen, den sie innerhalb der 
 nationalen Mitgliedverbände durchsetzen, oder 
sie fordern einen verbindlichen rechtlichen Rah-
men auf EU-Ebene ein. 

Spannend zu verfolgen dürfte dabei die 
 Reaktion auf das Grünbuch zum Arbeitsrecht 
( Europäische Kommission 2006) sein, das Sozial-
kommissar Spidla vorgelegt hat. Das Grünbuch 
selber ist der wiederholte Versuch, einen Rah -
men für eine arbeitsrechtliche Ausgestaltung der 
Union zu schaffen. Fraglich ist, ob und in wel-
cher Weise hieraus Initiativen erwachsen werden, 
die zu einer Vereinheitlichung der Arbeitsbe-
ziehungen führen. Zentrales Hindernis ist dabei 
abermals der Rat. Dieser hat bislang in keiner der 
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in Artikel 137 des EG-Vertrags genannten Fragen 
(Kündigungsschutz, Mitbestimmung und Be -
schäftigungsbedingungen von Staatsangehörigen 
aus Nicht-EU-Staaten) den einstimmigen Be-
schluss gefasst, zum Mehrheitsprinzip überzuge-
hen (Treib 2006: 10). Die Vetomöglichkeiten ein-
zelner Staaten werden schon deswegen bestehen 
bleiben, weil einzelne Staaten im Verzicht auf 
einheitliche Regelungen eine Möglichkeit sehen, 
durch eigene niedrige Standards Wettbewerbs-
vorteile zu erzielen (Magnusson/Stråth 2004: 16).

Entsprechend sieht Deppe (Deppe 2005: 91) 
die Zukunft gewerkschaftlicher Strategien in ei-
ner zielgerichteten Beeinfl ussung der nationalen 
Regierungen. Doch das Arrangement auf natio-
nalstaatlicher Ebene ist immer geprägt vom spe-
zifi schen Modus der Interaktion zwischen Ge-
werkschaften beziehungsweise den Sozialpart-
nern insgesamt zu ihren jeweiligen Regierungen. 

Eine solche Strategie bedeutet einen immen-
sen Abstimmungsprozess zunächst zwischen den 
über 27 Gewerkschaftsverbänden, die dann zu 
Konsultationen zwischen den jeweiligen natio-
nalen Gewerkschaften und der jeweiligen Regie-
rung führen würden. Derartig komplexe Aus-
handlungen sind sowohl zeitaufwändig als auch 
mit immensen Gefahren verbunden. Im Zuge der 
einzelnen nationalen Verhandlungen können 
dabei im Rahmen politischer Tauschgeschäfte 
 gewerkschaftliche Positionen teilweise abge-
schwächt, vermindert oder ganz zurückgenom-
men werden. Außerdem sind die Mittel zur le-
galen Beeinfl ussung der jeweiligen Regierungen 
sehr verschieden, insbesondere was die Zulässig-
keit politischer Streiks angeht. Die Zustimmung 
der Gewerkschaften zu einer bestimmten Vorge-
hensweise der jeweiligen Regierungen innerhalb 
des Rates würde wiederum neuerliche Aushand-
lungsprozesse innerhalb der Gewerkschaftsbünde 
nach sich ziehen. Daher stehen den Gewerk-
schaften auf europäischer Ebene zwei gleichsam 
additive wie alternative Aushandlungsmöglich-
keiten bereit. Der eine Mechanismus ist die di-
rekte Verhandlung mit der Kommission. Dieser 
Weg stellt zwar einen formal mächtigen dar, weil 
nur die Kommission über das Vorschlagsrecht für 
Richtlinien verfügt (Pierson/Leibfried 1998: 393) 
und damit auch in der Lage wäre, Themen auf die 

politische Agenda zu setzen, die nicht eindeutig 
in der europäischen Kompetenz liegen. Allerdings 
setzt dies wiederum den politischen Willen der 
Kommission voraus. Dieser ist – anders als zu Zei-
ten der Delors-Kommission – gegenwärtig nicht 
erkennbar. Gleichermaßen ist nicht ersichtlich, 
wie die Kommission die aus dem Lissabonprozess 
erwachsenden widersprüchlichen Ziele und Leit-
bilder umsetzen will. Weder ist eine Kohärenz 
zwischen den damit zusammenhängenden Poli-
tikfeldern erkennbar, noch besitzt die Union alle 
erforderlichen Kompetenzen, um dieses zu leis-
ten. Anders als bei der Einheitlichen Europä-
ischen Akte sind weder die Kommission noch die 
Mitgliedsstaaten zur Zeit bereit, entsprechende 
Schritte anzustoßen oder die erforderlichen Kom-
petenzverlagerungen vorzunehmen. Europa be-
fi ndet sich wegen der Voten und Stimmungsla-
gen in den Mitgliedsstaaten sozialpolitisch in 
 einer Selbstblockade des Denkens und des Han-
delns. Die Folge ist: Die Zahl der Papiere und 
Konzepte häufen sich, die Zahl der Richtlinien ist 
dagegen ausgesprochen gering und die Kritik an 
Europa manifestiert sich in Abstimmungen und 
Wahlen.

Die Gewerkschaften laufen im Falle einer 
rein horizontalen Kooperation Gefahr, gerade 
keine europäische Regelung zu erzielen. Bereits in 
der Vergangenheit war schon die Abstimmung 
der gewerkschaftlichen Prioritätensetzungen auf 
der europäischen Ebene von sehr unterschiedli-
chen Schwerpunkten und Interessenlagen ge-
prägt (Marginson/Sisson 2004: 111). Gelingt es 
allerdings, sich auf einen gemeinsamen sozial-
politischen Rahmen für Europa zu verständigen 
und diesen mittels der europäischen Gesetzge-
bung durchsetzen zu wollen, so steht dem gegen-
wärtig die fehlende Konzessionsbereitschaft der 
Arbeitgeber im Sozialen Dialog, die Blockade-
macht des Rates sowie der fehlende Initiativwille 
der Kommission entgegen. Deswegen könnte das 
Parlament zum entscheidenden  Machtinstrument 
der Gewerkschaften werden. Sowohl die Dienst-
leistungsrichtlinie als auch die Richtlinie betref-
fend die Hafendienste zeigten sehr eindrucksvoll, 
dass es den Gewerkschaften als einzigem poli-
tischen Akteur zu gelingen vermag, europaweite 
Öffentlichkeit zu erzeugen (zur Dienstleistungs-
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richtlinie Kowalsky 2006: 246). Erst der politische 
Druck versetzte das Parlament in die Lage, gegen 
diese einzelnen Vorhaben vorzugehen. In einer 
Situation, in der die Kommission vorsichtig agiert 
und die Mitgliedsstaaten wegen der Volksabstim-
mungen skeptisch sind, was weitere Schritte auf 
europäischer Ebene angeht, scheint das Parla-
ment der einzige Akteur zu sein, der uneinge-
schränkt handlungsfähig ist. Ein gewisser Stolz 
erfüllt die Funktionäre der Gewerkschaften und 
sozialen Bewegungen hier sogar, dass es ihnen 
tatsächlich über zivilgesellschaftliche Aktionen 
gelungen ist, zusammen mit dem Parlament 
 Projekte der Liberalisierung zu kippen (so etwa 
bei Kowalsky 2006: 241, 248). Sie stimmen damit 
durchaus mit einem großen Teil der Wählerschaft 
überein. Was den Gewerkschaften in einem 
nächsten Schritt nun gelingen müsste, wäre es, 
das Parlament dahingehend zu bewegen, dass 
dieses seinerseits den Rat und die Kommission 
unter Druck setzen würde, um hiermit faktisch 
ein Initiativrecht zu erlangen, das noch über die 
im Verfassungsentwurf vorgesehenen geplanten 
Klagemöglichkeiten gegen die Kommission hin-
ausgehen würde. Eine Möglichkeit dazu wäre eine 
Verkettung verschiedener Politikfelder, wie es 
Blair und Schröder bei der Arbeitszeit im Rat ge-
tan haben. Hierzu müsste das Parlament die Blo-
ckade wichtiger Legislativvorhaben androhen, 
um eigene Vorhaben durchzusetzen. Doch bis-
lang ist im Parlament, auch innerhalb einer 
 knappen und fragilen gewerkschaftsfreundlichen 
Mehrheit im Parlament, kein ausgeprägtes In-
teresse daran vorhanden. Doch darum könnten 
sich die Gewerkschaften bemühen. Die Kluft 
 zwischen den Parlamentariern in Brüssel und 
Straßburg und ihrer Wählerschaft ist immens 
groß. Es läge an den Gewerkschaften, die erfor-
derlichen zivilgesellschaftlichen Prozesse zu or-
ganisieren, um die Verbindung zwischen Parla-
ment und europäischer Bevölkerung herzustellen. 
Und hier verfügen die Gewerkschaften europa-
weit über eine Mitgliederressource, die sich mo-
bilisieren lässt.

Solange es ihnen gelingt, über nationale Re-
gierungen hinreichend auf den Rat Einfl uss zu 
nehmen, erübrigt sich eine koordinierte europä-
ische Strategie. In der Regel erfolgt diese Einfl uss-
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nahme über die jeweiligen Sozialdemokratien in 
den Mitgliedsstaaten. Regieren diese, besteht 
meistens ein enger Kontakt zwischen Gewerk-
schaften und Regierungen. Regieren konservative 
Kräfte und sind die Sozialdemokraten in der 
 Opposition, so stellen die Gewerkschaften ihren 
Einfl uss im Gesetzgebungsverfahren über das 
 Parlament vorwiegend durch die Sozialistische 
Fraktion im Parlament her. Die Gewerkschaften 
setzen auf der europäischen Ebene damit ihre tra-
dierten Beziehungen zur Sozialdemokratie nicht 
nur uneingeschränkt fort, sondern intensivieren 
sie geradezu, obgleich sich innerhalb der Natio-
nalstaaten mittlerweile erhebliche Differenzen 
zwi schen Gewerkschaftsbünden und den sozial-
demokratischen Parteien aufgetan haben, wie Bei-
spiele aus Deutschland, Großbritannien, Frank-
reich, Österreich oder auch Schweden belegen 
können. Der verringerte Einfl uss auf Sozial-, aber 
auch auf Christdemokraten hat in der Konse-
quenz dazu geführt, dass etwa in Deutschland die 
essentiellen Kontakte in die Sozialministerien ab-
gerissen sind (Trampusch 2006: 348), während 
auf europäischer Ebene fast traditionelle Koope-
rationsbeziehungen der Gewerkschaften zu den 
sozialpolitischen Fachleuten bestehen.

Dennoch ist die Kooperation mit der euro-
päischen Sozialdemokratie etwas Neues, da es 
den Gewerkschaften bei der Dienstleistungsricht-
linie gelungen ist, eine europäische Öffentlich-
keit herzustellen, und tatsächlich durch gemein-
same europäische Aktionen Druck aufgebaut ha-
ben. Dieses war auch notwendig, denn im Euro-
päischen Parlament besitzen die Konservativen, 
Liberalen und Nationalisten zusammen eine deut-
liche Mehrheit. Da aber der Fraktionszwang im 
Europäischen Parlament schwächer ist als in den 
nationalen Parlamenten, sind gewerkschafts-
freundliche Mehrheiten erzielbar. Dies setzt aber 
voraus, hierfür den entsprechenden Druck aufzu-
bauen. Eine Verbindung zwischen ökonomischer 
Basis, Zivilgesellschaft und parlamentarischer 
Vertretung (und zwar im Rat wie im Parlament) 
könnte dabei auch Ausgangspunkt sein für ein 
gemeinsames europäisches Sozialmodell. Wich-
tigster Partner in den europäischen Gremien sind 
dabei die Sozialdemokraten, aber auch Teile der 
Liberalen, der Grünen und der Christdemokraten. 
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Verbindungslinien zu Linksparteien in Europa 
sind dabei zwar auch nahe liegend, aber wenig 
hilfreich. Die in der Gemeinsamen Europäischen 
Linken zusammengeschlossenen Parteien regie-
ren nämlich lediglich in Italien mit und besitzen 
entsprechend wenig Einfl uss im Rat. Und im Par-
lament kommt es wegen des Wahlergebnisses von 
2004 in erster Linie darauf an, Kompromisse mit 
Liberalen und Volksparteien zu erzielen.

Gewerkschaften und Sozialdemokratie so -
wie die Arbeitnehmerfl ügel der Christdemokratie 
sind also unter den gegenwärtigen Bedingungen 
im europäischen Kontext stärker aufeinander 
 angewiesen, als es im nationalstaatlichen Zusam-
menhang zurzeit denkbar scheint. Daraus folgt 

für die Gewerkschaften eine nicht unproblema-
tische Situation. Sie befi nden sich entweder in 
einer babylonischen Gefangenschaft, bei der die 
ihnen prinzipiell zugeneigten Kräfte in den Mit-
gliedstaaten ihren dortigen Reformkurs immer 
mit europäischen Bedürfnissen der Gewerkschaf-
ten legitimieren könnten, welche wiederum den 
jeweiligen nationalen Interessen der Gewerkschaf-
ten zuwiderlaufen könnten. Oder die europäische 
Ebene bildet den Ausgangspunkt, um den ge-
werkschaftlichen Einfl uss in die nationalen Par-
teiensysteme wiederzubeleben. Das Ergebnis dürf-
te davon abhängen, inwieweit es den Gewerk-
schaften selbst gelingt, sich auf eine gemeinsame 
europäische Politik zu verständigen. 
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